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TEXTLICHE FESTSETZUNGENBEBAUUNGSPLAN "ACHTER D' DIEK" M. 1 : 1.000 TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (FORTSETZUNG)
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GEMARKUNG SPIEKEROOG
FLUR 1, 2

Baugrenze

offene Bauweise

2. Maß der baulichen Nutzung

3. Bauweise, Baugrenzen

1. Art der baulichen Nutzung

o

Anzahl der Vollgeschosse als HöchstmaßI

OK: 9,50 m maximal zulässige Gebäudehöhe

OK SG: 10,50 m maximal zulässige Höhe Staffelgeschoss

4. Verkehrsflächen

öffentliche Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

I. Festsetzungen

Grundflächenzahl0,8

FH: 8,50 m maximal zulässige Firsthöhe

Sondergebiet Wohnen / FerienwohnenSO W/F

Sondergebiet Ferienwohnen / Wohnen im ehem. KünstlerhausSO F/W K

Sondergebiet Inselgewerbe 1SO IG1

Sondergebiet Inselgewerbe 2SO IG2

Sondergebiet ReiterhofSO R

Allgemeines WohngebietWA

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Zweckbestimmung: Abwasser

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 

6. Grünflächen

Öffentliche Grünfläche, Zeckbestimmung:

II. Nachrichtliche Übernahmen

Schutzdüne

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

HG

naturbelassene Grünfläche

Dauerkleingärten

Hausgarten

SD

7. Flächen für Landwirtschaft

Landwirtschaft

Deichschutzzone

Historische Deichlinie (Bodendenkmal)D

GF: 3.900 m² maximal zulässige Grundfläche

Private Grünflächen, Zeckbestimmung:

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten 
im Sinne des Naturschutzrechtes
hier: gesetzlich geschützter Biotop

Koordinaten im UTM Zone 32 Koordinatensystem
Punktnr. Rechtswert Hochwert

1. 32414580,798 5958889,776
2. 32414615,063 5958884,469
3. 32414668,400 5958858,600
4. 32414682,699 5958857,687
5. 32414773,000 5958844,600
6. 32414828,610 5958831,343

1. Baunutzungsverordnung
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Neubekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. IS. 3786).

2. Einsichtnahme in technische Vorschriften
Die den Festsetzungen zugrundeliegenden DIN- und ISO-Vorschriften sowie sonstige außerstaatliche Regelwerke können bei der 
Gemeinde Spiekeroog eingesehen werden.

3. Überlagerung rechtswirksamer Bebauungspläne
Der vorliegende Bebauungsplan überdeckt mit seinem Geltungsbereich den rechtswirksamen Bebauungsplan „Achter d' Diek“ 
einschließlich seiner 1. Änderung und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Wohnen im ehemaligen Künstlerhaus". Diese 
Bebauungspläne treten nach Rechtskraft des vorliegenden Bebauungsplanes außer Kraft.

4. Bodenfunde
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, 
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) 
gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Wittmund oder der Ostfriesischen Landschaft, Hafenstraße 11, 26603 Aurich, Tel. 04941 1799 
32, unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht 
die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. Eine Genehmigung der Denkmalschutzbehörde ist erforderlich, 
wenn Erdarbeiten an einer Stelle vorgenommen werden, wo Funde vermutet werden. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit 
Auflagen erteilt werden.

5. Altlasten und schädliche Bodenveränderungen
Im Geltungsbereich sind weder gefahrenverdächtige, kontaminierte Betriebsflächen bekannt noch Altablagerungen gemäß 
Altlastenprogramm des Landes Niedersachsen erfasst. Hinweise auf Altablagerungen liegen nicht vor. Sollten bei Bau- oder 
Erschließungsmaßnahmen Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen gefunden werden oder Abfälle zu Tage treten, sind die 
Arbeiten unverzüglich einzustellen und die untere Bodenschutz- und Abfallbehörde des Landkreises Wittmund umgehend darüber in 
Kenntnis zu setzten, um zu entscheiden welche Maßnahmen zu erfolgen haben.

Im Falle einer Verunreinigung des Bodens bei Baumaßnahmen sind unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, die eine Ausbreitung der 
Gefährdung (z.B. auf Grund- oder Oberflächenwasser) verhindern und ggf. eine Reinigung der kontaminierten Flächen, durch 
Bodenaustausch oder Bodenwäsche, zur Folge haben. Die untere Bodenschutz- und Abfallbehörde bzw. die untere Wasserbehörde des 
Landkreises Wittmund ist hierüber sofort zu informieren.

6. Abfälle und überschüssiger Boden
Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfälle (z.B. Baustellenabfälle) unterliegen den Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) und sind nach den Bestimmungen der Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Wittmund in der jeweils gültigen Fassung einer 
ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen.

Fallen bei Bau- und Aushubmaßnahmen Böden an, die nicht im Rahmen der Baumaßnahmen verwertet werden können, gelten diese als 
Abfall und müssen gemäß KrWG einer Verwertung zugeführt werden. Der Einbau von Böden auch im Rahmen der Baumaßnahmen muss 
gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) erfolgen, ggf. in Abstimmung mit anderen Gesetzen und Verordnungen. Mutterboden ist 
gemäß § 202 Baugesetzbuch (BauGB) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Das Vorkommen von Böden, deren Wiederverwertung oder Ablagerung besonderen Anforderungen unterliegen, kann nicht 
ausgeschlossen werden. Die anfallenden Böden müssen unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben und der aktuellen technischen 
Standards behandelt werden.

7. Kampfmittel
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist umgehend das Landesamt für 
Geoinformationen und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) Kampfmittelbeseitigungsdienst in Hannover oder das Ordnungsamt 
der Gemeinde Spiekeroog zu benachrichtigen.

8. Tatsächliche Lage der Leitungen
Die tatsächliche Lage der Ver- und Entsorgungsleitungen ist vor Beginn von Bodenbewegungen, Bauarbeiten und/oder Bohrungen in der 
Nähe einer Leitung vom Leitungsträger in der Örtlichkeit feststellen zu lassen.

9. Einhaltung der Grundflächenzahl und Gestaltung der Hausgärten
Eine Gestaltung von Hausgärten als befestigte Schotter- oder Steingärten stellt eine unzulässige Überschreitung der festgesetzten 
Grundflächenzahl dar, die nach § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in Verbindung mit § 58 Abs. 1 NBauO kostenpflichtig 
geahndet werden kann.

10. Artenschutz
Die gesetzlichen Bestimmungen zum allgemeinen und besonderen Artenschutz gemäß § 39 und § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sind bei der Ausführung von Baumaßnahmen und der Ausübung von Nutzungen zu beachten.

11. Maßnahmen im Bereich der Schutzdüne und der Deichschutzzone
Gem. § 20 a i. V. m. §§ 14, 15 u. 16 des Niedersächsischen Deichgesetzes ist jede Benutzung der Schutzdüne und der Deichschutzzone 
(Nutzung und Benutzen), außer zum Zweck der Deicherhaltung durch ihren Träger, verboten. Das gilt entsprechend für natürliche 
Bodenerhebungen, die im Zuge einer Schutzdüne liegen und dessen Zweck erfüllen. Die Deichbehörde kann zur Befreiung vom Verbot 
Ausnahmen genehmigen. Die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden darf sie nur in besonderen Fällen öffentlicher oder allgemein 
wirtschaftlicher Belange zulassen, wenn die Sicherheit der Schutzdüne gewährleistet bleibt. Baugenehmigungen oder nach anderen 
Vorschriften notwendige Genehmigungen für die Errichtung oder wesentliche Änderung von Bauanlagen dürfen nur erteilt werden, wenn 
die Deichbehörde den Antragsteller von dem Verbot durch eine Ausnahmegenehmigung befreit hat. Bauwerke innerhalb der Grenzen der 
Schutzdüne, die der Ent- und Bewässerung oder dem Verkehr dienen, dürfen nur mit Erlaubnis der Deichbehörde nach Anhören des 
Trägers der Deicherhaltung angelegt, geändert oder beseitigt werden. Das Gleiche gilt für Wasser-, Gas-, Öl- und elektrische Leitungen 
innerhalb der Grenzen der Schutzdüne. Für weitere Nutzungen (z. B. für das Befahren von Straßen im Bereich der gewidmeten 
Schutzdüne oder des Deiches mit Kraftfahrzeugen) sind entsprechende deichrechtliche Genehmigungen notwendig.

Die örtlichen Bauvorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 Abs. 3 u. 6 NBauO gelten für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Achter d Diek“ und werden gem. § 84 Abs. 6 der Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
begründet.

1. Zur Straßenseite ausgerichtete Balkone dürfen eine maximale Tiefe von 2,50 m nicht überschreiten. (§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)

2. Die zulässige Traufhöhe über dem Bezugspunkt gem. Nr. 2.3 der textlichen Festsetzungen beträgt im Allgemeinem Wohngebiet und im 
Sondergebiet Wohnen/Ferienwohnen min. 2,20 und max. 3,50 m, im Sondergebiet Ferienwohnen/Wohnen im ehemaligen Künstlerhaus 
max. 4,00 m, im Sondergebiet Inselgewerbe und Reiterhof max. 4,50 m. (§ 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)

3. Genehmigungspflichtige freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig. (§ 84 Abs. 3 Nr. 2 NBauO)

4. Sonstige genehmigungspflichtige Werbeanlagen sind nur entsprechend der Regelung in der Baugestaltungssatzung II (Örtliche 
Bauvorschriften über die Gestaltung für den Ortskern umgebenden Bereich von Spiekeroog - Zone II -) genehmigungsfähig. (§ 84 Abs. 3 
Nr. 2 NBauO)

Ordnungswidrig im Sinne des § 80 Abs. 3 NBauO handelt, wer im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung vorsätzlich oder fahrlässig 
den vorstehenden gestalterischen Festsetzungen zuwiderhandelt

1. Schutzdünen (§ 20 a Niedersächsisches Deichgesetz (NDG)) 
Das Plangebiet liegt teilweise im Bereich der gewidmeten Schutzdüne gem. Verordnung vom 29.09.2011 über die Widmung von 
Schutzdünen auf der Insel Spiekeroog. Voraussetzung für die Ausübung der durch den Bebauungsplan zugelassenen Nutzungen ist das 
Vorliegen einer deichrechtlichen Ausnahmegenehmigung für die Benutzung einer Schutzdüne nach § 14 in Verbindung mit § 20a NDG. 
Näheres zu den deichrechtlichen Bestimmungen siehe Hinweis Nr. 11.

2. Deichschutzzone (§ 16 Niedersächsisches Deichgesetz (NDG)) 
Das Plangebiet liegt teilweise im Bereich der Deichschutzzone gem. § 16 NDG. Voraussetzung für die Ausübung der durch den 
Bebauungsplan zugelassenen Nutzungen ist das Vorliegen einer deichrechtlichen Ausnahmegenehmigung für die Benutzung der 
Deichschutzzone nach § 14 in Verbindung mit § 15 bzw. § 16 NDG. Näheres zu den deichrechtlichen Bestimmungen siehe Hinweis Nr. 
11.

3. Gefahrenabwehrverordnung (Gefahrenabwehrgesetz)
Das Plangebiet überdeckt vollständig die Gefahrenabwehrverordnung der Gemeinde Spiekeroog. Die Vorschriften nach dieser 
Verordnung sind zu beachten. Auf die Sonderregelung zum Sonstigen Sondergebiet „Inselgewerbe“ wird hingewiesen.

4. Wasserschutzgebiet
Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der Schutzzone III (Weiteres Schutzgebiet) des Trinkwasserschutzgebietes Spiekeroog. Die 
Schutzgebietsverordnung kann bei der Gemeinde Spiekeroog, der zuständigen Behörde des Landkreises Wittmund oder dem 
Versorgungsträger Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband (OOWV) eingesehen werden.

5. Bodendenkmal
Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich die nachrichtlich übernommene historische Deichlinie.  

6. Baugestaltungssatzung (Örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung für den Ortskern umgebenden Bereich
von Spiekeroog - Zone II -)
Die Flurstücke 70/21, 139/2, 139/4, 139/5, 139/7, 139/8, 140/1, 140/2, 140/4 und 140/5 sowie ein Teil des Flurstücks 69/35 liegen 
innerhalb des Geltungsbereichs der Baugestaltungssatzung II der Gemeinde Spiekeroog. Die Vorschriften nach dieser Satzung sind zu 
beachten.

7. Erhaltungssatzung (Satzung der Gemeinde Spiekeroog über die Erhaltung baulicher Anlagen vom 02.12.2010)
Die Flurstücke 70/18, 70/32, 70/33, 70/34, 70/36, 70/21, 139/4, 139/5, 139/7, 139/8, 140/1, 140/2, 140/4 und 140/5 sowie ein Teil des 
Flurstücks 134/3 liegen innerhalb des Geltungsbereichs der Erhaltungssatzung. Die Vorschriften nach dieser Satzung sind zu beachten.

8. Gesetzlich geschützter Biotop
Bei der umgrenzten Fläche handelt es sich um Küstendünen, die nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) als gesetzlich 
geschützte Biotope dem direkten Schutz durch das Gesetz unterliegen. Eine Beseitigung oder Überbauung der Küstendünen ist verboten. 
Für die Durchführung jeglicher Eingriffe in die Küstendünen - auch nur temporäre - sind entsprechende Ausnahmegenehmigungen zu 
beantragen.

1. Art der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 u. 11 BauNVO)

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
Das Allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen.

1.1.1 Gem. § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass die gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3  BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen (Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) nicht zulässig sind.

1.1.2 Gem. § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 bis 5 BauNVO 
(sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht zulässig sind.

1.1.3 Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass in Wohngebäuden nur Dauerwohnungen zulässig sind. Eine Dauerwohnung im 
Sinne der hier vorliegenden Festsetzungen ist die Wohnung, die durch den Inhaber der Wohnung (Eigentümer, Mieter oder sonstige 
Nutzungsberechtigte) als vorwiegend benutzte Wohnung genutzt und als Schwerpunkt der Lebensbeziehungen vorgehalten wird. Sollte 
der Inhaber der Wohnung mehrere Wohnungen vorhalten, so ist die Dauerwohnung im Sinne der hier vorliegenden Festsetzungen die 
Hauptwohnung nach den melderechtliehen Vorschriften des Bundes und des Landes.

1.1.4 Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass von den als nicht störenden Handwerksbetrieben gem. § 2  Abs. Nr. 2 BauNVO 
allgemein zulässigen Betrieben, Betriebe mit Zweiradverleih und Speditionsbetriebe nicht zulässig sind. 

1.1.5 Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass die Einrichtung von Anlagen zur Gästebeherbergung, wie Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, Ferienwohnungen, Ferienappartements, Ferienhäuser, Hotels, Pensionen, Gaststätten mit Gästezimmern oder 
Gästehäuser ab einer Größe von insgesamt 120 m² Wohn- und Nutzfläche nur zulässig ist, wenn diese in Zusammenhang mit der 
Errichtung mindestens einer Dauerwohnung im Sinne der Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen auf gleichem Grundstück erfolgt. 
Anlagen zur Gästebeherbergung im Sinne der hier vorliegenden Festsetzung sind Anlagen für das Vermieten, Verpachten, Betreiben 
oder sonstige zur Verfügung stellen von Wohn- und Nutzfläche ohne eigene Häuslichkeit und Gestaltung des häuslichen 
Wirkungskreises, die der Nutzung eines ständig wechselnden Personenkreises für einen zeitlich befristeten Aufenthalt dienen. Dabei 
muss die Wohn- und Nutzfläche je Dauerwohnung mindestens 35 m² betragen und die Summe der Wohn- und Nutzflächen der 
Dauerwohnungen muss mindestens 30 % der Wohn- und Nutzflächen für die Gästebeherbergung betragen.

1.2 Sondergebiet „Wohnen/Ferienwohnen“ SO W/F (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Das Sonstige Sondergebiet "Wohnen / Ferienwohnen" dient vorwiegend der Errichtung von Wohngebäuden und Anlagen zur
Gästebeherbergung.

1.2.1  Zulässig sind:
- Wohngebäude mit mindestens einer Dauerwohnung im Sinne der Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen
- Anlagen zur Gästebeherbergung im Sinne der 1.1.5 der textlichen Festsetzungen. Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass 
Anlagen zur Gästebeherbergung ab einer Größe von insgesamt 120 m² Wohn- und Nutzfläche nur zulässig sind, wenn diese in 
Zusammenhang mit der Errichtung mindestens einer Dauerwohnung im Sinne der Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen auf gleichem 
Grundstück erfolgt. Dabei muss die Wohn- und Nutzfläche je Dauerwohnung mindestens 35 m² betragen und die Summe der Wohn- und 
Nutzflächen der Dauerwohnungen muss mindestens 30 % der Wohn- und Nutzflächen für die Gästebeherbergung betragen.
- Räume für freie Berufe 

1.2.2 Zulässig und den Nutzungen der Nr. 1.2.1 der textlichen Festsetzungen untergeordnet sind:
- Läden zur Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs von Bewohnern und Gästen,
- Schank- und Speisewirtschaften,
- Nicht störende Handwerks- und Gewerbebetriebe mit Ausnahme von Betrieben mit  Zweiradverleih und von Speditionsbetrieben
- Anlagen für Verwaltungen, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

1.3. Sonstiges Sondergebiet „Ferienwohnen/Wohnen im ehemaligen Künstlerhaus“ SO F/W K (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Das Sonstige Sondergebiet "Ferienwohnen/Wohnen im ehemaligen Künstlerhaus" dient vorwiegend der Unterbringung von Wohnungen 
für die Gästebeherbergung und für das Dauerwohnen und von sonstigen Räumen, für die allesamt der Schutzanspruch eines 
Mischgebietes für den Tageszeitraum von 6:00 bis 22:00 Uhr gilt.

Zulässig sind:
- Ferienwohnungen, die an einen ständig wechselnden Personenkreis vermietet werden,
- Dauerwohnungen im Sinne der Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen
- Räume für freie Berufe 
- Räume für das Wohnen nicht störende Gewerbebetriebe mit Ausnahme von Betrieben mit  Zweiradverleih und von Speditionsbetrieben
- Räume für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

1.4 Sonstiges Sondergebiet „Inselgewerbe“ SO IG (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Das gegliederte Sonstige Sondergebiet "Inselgewerbe" dient vorwiegend der Unterbringung von gewerblichen Nutzungen und öffentlichen 
Betrieben. Es sind nur Anlagen und Betriebe zulässig, die das Wohnen im Sinne von § 6 Abs. 1 BauNVO nicht wesentlich stören.

1.4.1 Zulässig sind im Sonstigen Sondergebiet „Inselgewerbe“ 1 (SO IG1)
- Gewerbebetriebe
- Lagerhäuser und Lagerplätze
- öffentliche Betriebe und Einrichtungen
- Wohnungen für Betriebsinhaber, Betriebsleiter und Personal als Dauerwohnungen im Sinne der Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen. 
Dabei sind Wohnungen im Erdgeschoss nicht zulässig.

1.4.2 Zulässig sind im Sonstigen Sondergebiet „Inselgewerbe“ 2 (SO IG2)
- Lagerhäuser und Lagerplätze
- öffentliche Betriebe und Einrichtungen

1.5 Sonstiges Sondergebiet „Reiterhof“ SO R (§ 11 Abs. 2 BauNVO)
Das Sonstige Sondergebiet "Reiterhof" dient vorwiegend der Unterbringung eines Reiterhofs.
Zulässig sind:
- Einrichtungen und Anlagen für die Haltung von Hauspferden und/oder Hauseseln sowie für die Ausübung von Pferdesport; 
Pensionshaltung ist nur zulässig, soweit sie nicht überwiegend betrieben wird
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter als Dauerwohnungen im Sinne der 
Nr. 1.1.3 der textlichen Festsetzungen
- Räume für freie Berufe 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16, 18 und 19 BauNVO)

2.1 Zulässige Grundfläche im WA und SO W/F (§§ 16 u. 19 BauNVO)
Die zulässige Grundfläche der Gebäude pro Baugrundstück im Allgemeinen Wohngebiet und dem Sonstigen Sondergebiet 
„Wohnen/Ferienwohnen“ wird wie folgt geregelt:
- Je Baugrundstück bei einer Größe von maximal 600 m² ist eine Grundfläche von maximal 150 m² pro bauliche Anlage zulässig
- Je Baugrundstück bei einer Größe von über 600 m² bis 800 m² ist eine Grundfläche von maximal 180 m² pro bauliche Anlage zulässig
- Je Baugrundstück bei einer Größe von über 800 m² ist eine Grundfläche von maximal 210 m² pro bauliche Anlage zulässig.

2.2 Ausnahmeregelung für inseltypische Veranden (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)
Eingeschossige und an das Hauptgebäude unmittelbar angebaute inseltypische Veranden, die weniger als 25 % der Grundfläche des 
Hauptgebäudes umfassen, eine Tiefe von 4,00 m nicht überschreiten und eingeschossig errichtet werden, sind auf die zulässige 
Grundfläche nicht anzurechnen. Inseltypische Veranden im Sinne dieser Festsetzung sind solche, die den Festlegungen in § 6 der 
Baugestaltungssatzung I der Gemeinde Spiekeroog (Örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung gem. § 56 NBauO) vom 23.10.1985 
entsprechen und deren Dächer nicht als Terrassen genutzt werden.

2.3 Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)
Bezugspunkt der Höhenfestsetzung ist der Schnittpunkt der Mittelachse der Erschließungsstraße (Oberkante Fahrbahndecke) mit der 
Mittelachse des Baugrundstückes plus Hangzuschlag (bzw. Düne) gemäß folgender Skizze. Der Hangzuschlag stellt die Höhenlage der 
Oberkante des gewachsenen Geländes dar. Ist dieses nicht mehr zu ermitteln, ist in Abstimmung mit der Baugenehmigungsbehörde 
diese anhand der repräsentativen Nachbargrundstücke festzustellen.
Die Hangzulage führt bei aufsteigendem Gelände zu einem höheren Wert über der Oberkante der Erschließungsstraße (Fahrbahndecke) 
und bei abfallendem Gelände zu einem niedrigeren Wert gemäß folgender Prinzip-Skizzen:

 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN VERFAHRENSVERMERKE (FORTSETZUNG)

VERFAHRENSVERMERKE

PRÄAMBEL

3. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

DER VERWALTUNGSAUSSCHUSS DER GEMEINDE SPIEKEROOG HAT IN SEINER SITZUNG AM ___________ DIE 
ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB BESCHLOSSEN. ORT UND DAUER DER ÖFFENTLICHEN 
AUSLEGUNG WURDEN AM ___________ ORTSÜBLICH BEKANNTGEMACHT. DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES UND 
DER BEGRÜNDUNG HABEN VOM  ____________ BIS ____________ GEMÄSS 
§ 3 ABS. 2 BAUGB ÖFFENTLICH AUSGELEGEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER  
________________________________________________________________________________________________

4. SATZUNGSBESCHLUSS

DER RAT DER GEMEINDE SPIEKEROOG HAT DIE __. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES "ACHTER D' DIEK" NACH 
PRÜFUNG DER BEDENKEN UND ANREGUNGEN GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB IN SEINER SITZUNG AM ___________ ALS 
SATZUNG (§10 BAUGB) SOWIE DIE BEGRÜNDUNG BESCHLOSSEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER  
________________________________________________________________________________________________
 
5. INKRAFTTRETEN

DER BESCHLUSS DES BEBAUUNGSPLANES DURCH DIE GEMEINDE SPIEKEROOG IST GEMÄSS § 10 BAUGB AM __________ 
IM AMTSBLATT FÜR DEN LANDKREIS ______________ UND IM __________________________ BEKANNTGEMACHT WORDEN. 
DIE __. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES "ACHTER D' DIEK" IST DAMIT AM __________ RECHTSVERBINDLICH 
GEWORDEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER  
________________________________________________________________________________________________

6. VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN

INNERHALB VON EINEM JAHR NACH INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANES IST DIE VERLETZUNG VON 
VORSCHRIFTEN BEIM ZUSTANDEKOMMEN DES BEBAUUNGSPLANES NICHT GELTEND GEMACHT WORDEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER  

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

DER RAT DER GEMEINDE SPIEKEROOG HAT IN SEINER SITZUNG AM ___________ DIE AUFSTELLUNG
DER __. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES "ACHTER D' DIEK" BESCHLOSSEN. DER AUFSTELLUNGSBESCHLUSS IST 
GEMÄSS § 2 ABS. 1 BAUGB AM __________ ORTSÜBLICH BEKANNTGEMACHT WORDEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER  
________________________________________________________________________________________________

2. PLANUNTERLAGE

KARTENGRUNDLAGE: LIEGENSCHAFTSKARTE 
MAßSTAB: 1: 1.000

QUELLE: AUSZUG AUS DEN GEOBASISDATEN DER NIEDERSÄCHSISCHEN VERMESSUNGS- UND KATASTERVERWALTUNG

© 2019

DIE PLANUNTERLAGE ENTSPRICHT DEM INHALT DES LIEGENSCHAFTSKATASTERS UND WEIST DIE STÄDTEBAULICH 
BEDEUTSAMEN BAULICHEN ANLAGEN SOWIE STRAßEN, WEGE UND PLÄTZE VOLLSTÄNDIG NACH (STAND VOM 29.01.2019). 
SIE IST HINSICHTLICH DER DARSTELLUNG DER GRENZEN UND DER BAULICHEN ANLAGEN GEOMETRISCH EINWANDFREI.

DIE ÜBERTRAGBARKEIT DER NEU ZU BILDENDEN GRENZEN IN DIE ÖRTLICHKEIT IST EINWANDFREI MÖGLICH.

WITTMUND, DEN _______________

KATASTERAMT WITTMUND

______________________________
(UNTERSCHRIFT)                                                              (SIEGEL)

AUFGRUND DES § 1 ABS. 3 UND DES § 10 DES BAUGESETZBUCHES (BAUGB) IN DER FASSUNG DER NEU-
BEKANNTMACHUNG VOM 03.11.2017 (BGBL I S.3634)  I.V. M. § 58 DES NIEDERSÄCHSISCHEN KOMMUNAL-
VERFASSUNGSGESETZES (NKOMVG) VOM 17.12.2010 (NDS. GVBI. 2010 S. 576), ZULETZT GEÄNDERT DURCH ART. 2 DES 
GESETZES ZUR ABSCHAFFUNG DER WAHLRECHTSAUSSCHLÜSSE FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN VOM 27.03.2019 
(NDS. GVBI S. 70) UND § 84 DER NIEDERSÄCHSISCHEN BAUORDNUNG (NBAUO) IN DER FASSUNG VOM 03.04.2012 (NDS. 
GVBI. S. 46) ZULETZT GEÄNDERT DURCH ART. 3 § 18 DES GESETZES ZUR ÄNDERUNG DES NIEDERSÄCHSISCHEN 
GESETZES ÜBER DIE ÖFFENTLICHE SICHERHEIT UND ORDNUNG UND ANDERER GESETZE VOM 20.05.2019 (NDS. GVBI. S. 
88) HAT DER RAT DER GEMEINDE ____________ DIESE __. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES BESTEHEND AUS DER 
PLANZEICHNUNG, DEN NEBENSTEHENDEN TEXTLICHEN FESTSETZUNGEN SOWIE DEN NEBENSTEHENDEN 
BAUVORSCHRIFTEN SOWIE DIE BEGRÜNDUNG ALS SATZUNG BESCHLOSSEN.

SPIEKEROOG, DEN _____________

______________________________
BÜRGERMEISTER                                                                        (SIEGEL)
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2.4 Maximale Höhe baulicher Anlagen im SO F/W K (§ 16 Abs. 5 BauNVO)
Im Sondergebiet „Ferienwohnen/Wohnen im ehemaligen Künstlerhaus“ darf die maximale Gebäudehöhe im Bereich des 
Staffelgeschosses maximal 10,50 m betragen.

2.5 Ausnahmeregelung bei Verlust vorhandener Gebäude (§ 16 Abs. 6 BauNVO)
Bei Verlust eines Gebäudes oder Gebäudeteils durch höhere Gewalt, Brand, Explosion oder dergleichen kann ausnahmsweise ein 
Gebäude oder Gebäudeteil in den Abmessungen und im Volumen gemäß der vorliegenden Genehmigung errichtet werden, wenn die 
Nutzungen dieses Gebäudes oder Gebäudeteils genau denen des verlustig gegangenen Gebäudes oder Gebäudeteils entsprechen.

3. Nicht überbaubare Grundstücksflächen und Nebenanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 u. 4 BauGB; §§ 14 u. 23 BauNVO)

3.1 Funkmasten (§ 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO)
Die Errichtung oder Erweiterung von Telekommunikations- oder Funkmasten ist innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplans 
nicht zulässig.

3.2 Nebengebäude (§ 23 Abs. 5 BauNVO)
Nebenanlagen als Gebäude im Sinne von §14 BauNVO sind zwischen den Straßenbegrenzungslinien der öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen und den straßenseitigen Baugrenzen nicht zulässig. Stellplätze und Garagen im Sinne von § 12 BauNVO sind 
nicht zulässig.

3.3 Ausnahmeregelung für inseltypische Veranden (§ 23 Abs. 2 Satz 2 BauNVO)
Inseltypische Veranden im Sinne der Nr. 2.2 der textlichen Festsetzungen sind auch außerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig, 
wobei ein Mindestabstand von 1,00 Meter zu den Straßenbegrenzungslinien der öffentlichen Verkehrsflächen einzuhalten ist.

4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)

4.1 Eine Unterkellerung ist nur unterhalb der Hauptgebäude und Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, die als Gebäude errichtet 
werden, zulässig.

4.2 Es sind nur nach unten gerichtete Außenbeleuchtungen mit LED-Leuchten ohne UV-Anteil und einer Farbtemperatur von max. 4000 
Kelvin zulässig. Außenbeleuchtungen und freistehende Beleuchtungskörper dürfen eine max. Höhe von 4,50m über dem Bezugspunkt 
gem. Nr. 2.3 der textlichen Festsetzungen nicht überschreiten. Selbstleuchtende oder beleuchtete Werbeanlagen sind unzulässig. 

5. Anpflanzen und Erhalt von Bäumen (§ 9 Abs.1 Nr. 25a u. b BauGB)

Pro angefangene 300 m² Grundstücksfläche im allgemeinen Wohngebiet und im Sondergebiet "Wohnen/Ferienwohnen" ist ein 
standortgerechter heimischer Laubbaum neu anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Auf dem Grundstück vorhandene und verbleibende 
Laubgehölze mit einem Stammdurchmesser > 10 cm (gemessen in 1 m Höhe über der Bodenoberfläche) werden angerechnet. Bei 
Abgang sind Gehölze entsprechend nachzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.

6. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die festgesetzten Flächen sind zugunsten der Gemeinde mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belasten (Regenwasserkanal).

HINWEISE

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

VORABZUG
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